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NATO rüstet weiter, hält an 
Abschreckungsdoktrin fest

Nach den Initiativen zur einseitigen Verminderung der Streitkräfte und 
konventionellen Rüstungen von UdSSR, DDR, CSSRf VRB und der 
UVR und der Offenlegung der zahlenmäßigen Stärken der Streitkräfte 
und Rüstungen durch das Komitee der Verteidigungsminister des 
Warschauer Vertrages bewegt uns die Frage: Wie reagiert die NATO 
auf diese neuerlichen Friedensinitiativen?
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Die Staaten des Warschauer Ver­
trages verfügen über ein gemein­
sam abgestimmtes Friedens- ünd 
Abrüstungsprogramm. Auf sei­
ner Grundlage wurden mit den 
jüngsten Initiativen zur einseiti­
gen Reduzierung der Streitkräfte 
und konventionellen Rüstungen 
sowie zur Verringerung der Ver­
teidigungsausgaben neue Mar­
kierungspunkte gesetzt.
Die UdSSR, DDR, CSSR, VRB 
und die UVR werdpn, den öffent­
lichen Materialien zufolge, 
1989/90 einseitig ihre Streitkräfte 
insgesamt um 541 300 Mann und 
die Militärhaushalte zwischen 10 
und 17 Prozent verringern. Damit 
einher geht die Reduzierung der 
konventionellen Rüstungen um 
10 901 Panzer, 9 330 Artilleriesy­
steme, 930 Kampfflugzeuge und 
anderes Gerät. Darüber hinaus 
werden auch atomare Kurzstrek- 
kenwaffen aus Mitteleuropa ab­
gezogen.
Außerordentlich bedeutsam für 
das weitere Herangehen an die 
Fragen der Reduzierung der 
Streitkräfte und konventionellen 
Rüstungen ist die Erklärung des 
Komitees der Verteidigungsmini­
ster der Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrages „Zum Ver­
hältnis der zahlenmäßigen Stärke 
der Streitkräfte und Rüstungen 
der Organisation des War­
schauer Vertrages und des Nord­
atlantischen Bündnisses in Eu­
ropa und den angrenzenden See­

gebieten" vom 29. Januar dieses 
Jahres. Bekräftigt wird durch das 
Komitee die Auffassung, „daß 
das Primäre in der gegenwärti­
gen Epoche die Verhinderung ei­
nes Krieges, die Einstellung des 
nuklearen und konventionellen 
Wettrüstens sowie der Übergang 
zu kontinuierlicher Abrüstung 
ist". Grundsatz bei der Betrach­
tung beider Militärblöcke soll 
sein, „daß bei zuverlässiger Ge­
währleistung seiner Verteidigung 
keines der beiden Bündnisse 
über Mittel für einen Überra­
schungsangriff auf die andere 
Seite sowie für Angriffsoperatio­
nen überhaupt verfügt".
Die DDR, als Staat an der Trennli­
nie zwischen Warschauer Ver­
trag und NATO, setzt sich beharr­
lich für Abrüstung und Entspan­
nung ein. Die von Erich Honecker 
verkündeten einseitigen Reduzie­
rungen von Streitkräften und 
Ausgaben für die nationale Ver­
teidigung sind dafür ein Beweis. 
Mit der Veröffentlichung der 
Streitkräftebilanz, so der Vertei­
digungsminister der DDR, Heinz 
Keßler, hat das sozialistische Mi­
litärbündnis die Karten auf den 
Tisch gelegt. Nunmehr ist die 
NATO aufgefordert, zu antwor­
ten.
Wie aber reagiert sie auf all diese 
einseitigen Vorleistungen und 
Beispiele guten Willens? 
Einerseits wurden in NATO- 
Kreisen diese Initiativen als „ein

Schritt in die richtige Richtung", 
als „ein konstruktives Signal" be­
grüßt. Andererseits hat die 
NATO, im Gegensatz zum War­
schauer Vertrag, dessen Teilneh­
merstaaten mit einem umfassen­
den Programm über die Verringe­
rung der Streitkräfte und konven­
tionellen Rüstungen im März in 
die Wiener Verhandlungen ge­
hen, bisher noch kein eigenes 
Abrüstungsprogramm auf den 
Tisch gelegt. Statt konstruktiver 
Antworten auf die Abrüstungsin­
itiativen der Warschauer Ver­
tragsstaaten werden von einfluß­
reichen Politikern und Militärs, 
von politischen und militärischen 
Spitzengremien der NATO immer 
neue Vorbedingungen gestellt. 
Die Rüstung auf nuklearem und 
konventionellem Gebiet wird fort­
gesetzt. Das geht einher mit Ein­
mischungsversuchen in die In­
nenpolitik und Gesetzgebung der 
UdSSR, der DDR und der ande­
ren Staaten des Warschauer Ver­
trages.
Maßgebliche Kräfte in der NATO, 
nicht wenige davon sind in der 
BRD zu finden, versuchen die an 
Wirkung verlierende Lüge von 
der Bedrohung aus dem Osten 
mit neuen Unwahrheiten am Le­
ben zu halten. Dazu gehört, die 
Militärdoktrin des Warschauer 
Vertrages zu entstellen und ein 
falsches Bild des militärischen 
Kräfteverhältnisses zu zeichnen. 
So unterstellte beispielsweise 
der BRD-Verteidigungsminister 
Scholz dem Warschauer Vertrag 
eine „enorme Überlegenheit auf 
konventionellem Gebiet", die an­
gekündigten Reduzierungsmäß- 
nahmen würden grundsätzlich 
noch nichts am „militärischen 
Übergewicht des Warschauer 
Paktes" und an dessen „operativ­
strategischen Möglichkeiten" än­
dern.
Immer wieder fordert die NATO 
von unserem Verteidigungsbünd^ 
nis starke „asymmetrische Redu­
zierungen" auf konventionellem 
Gebiet. Die NATO jedoch weigert 
sich bislang, in den Bereichen, in 
denen sie Vorteile besitzt, bei­
spielsweise bei der Marine und
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